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Netanjahu klagt Iran an
Israelischer Premier zu Gast in Buenos Aires
Mauricio Macri mit Benjamin Netanjahu (l.). (Foto: AP)
Buenos Aires (dpa/mc) - Es war auf jeden Fall ein historischer Besuch: Denn mit Benjamin Netanjahu besuchte erstmals ein israelischer Ministerpräsident Argentinien. Während seiner Visite machte der Gast aus dem Nahen Osten den Iran für die beiden Bombenanschläge auf jüdische Ziele in Buenos Aires in den 90er Jahren verantwortlich.
Zum Auftakt seiner Lateinamerikareise nahm der ultrakonservative Politiker am Montag in der argentinischen Hauptstadt an Ehrungen für die 114 Opfer teil. 29 Menschen starben 1992 bei der Attacke auf die israelische Botschaft, 85 Menschen 1994 bei dem Anschlag auf ein jüdisches Gemeindehaus. „Iran hat die beiden Anschläge vorbereitet, die von (der libanesischen Schiiten-Miliz) Hisbollah ausgeführt worden sind“, sagte Netanjahu.
Iran fördere den Terrorismus in aller Welt. Israel teile die Verpflichtung, den Terrorismus von der Erde zu löschen, sagte Netanjahu. Die argentinische Justiz konnte bislang die Täterschaft nicht umfassend klären, ermittelt aber gegen mehrere Iraner, die zur Zeit der Attentate führende politische Ämter inne hatten.
Am Dienstag traf Netanjahu mit Präsident Mauricio Macri zusammen. Beide unterzeichneten mehrere Abkommen zur Zusammenarbeit in den Bereichen Handel und Investitionsförderung sowie zur gemeinsamen Bekämpfung von Terrorismus, Cyberkriminalität und Drogenhandel. Macri übergab Netanjahu außerdem eine Dokumentation über die Beziehungen der damaligen argentinischen Regierungen zum NS-Regime in Deutschland und über die Einreise von flüchtigen Nazis in der Nachkriegszeit.
Bei der gemeinsamen Pressekonferenz mit Macri kritisierte Netanjahu das internationale Atomabkommen mit dem Iran in scharfer Form „Das Abkommen ist schlecht, entweder wird es geändert oder es wird gekündigt.“ Teheran habe weltweit den Terrorismus gefördert und stelle als mögliche Atommacht ein Risiko dar.
Linke Gruppierungen und Menschenrechtler demonstrierten am selben Tag in der Innenstadt gegen Netanjahus Palästina-Politik. Friedensnobelpreisträger Adolfo Pérez Esquivel bezichtigte Netanjahu außerdem, die Auslieferung von Teodoro Aníbal Gauto zu verweigern. Dieser ist in Argentinien angeklagt, während der letzten Militärdiktatur im Geheimgefängnis La Cacha in La Plata Menschenrechtsverletzungen begangen zu haben. Seit mehreren Jahren lebt er in Israel.
Netanjahu reiste am Mittwoch nach Kolumbien und Mexiko weiter, um anschließend an der UN-Vollversammlung in New York teilzunehmen. Irans Präsident Hassan Ruhani, der ebenfalls an der Vollversammlung teilnehmen will, hatte vor einer Annullierung des Abkommens gewarnt. US-Präsident Donald Trump hat sich kritisch zu dem Deal geäußert.
Argentinien
Perón-Propaganda auf Deutsch
Vortragsabend zur Ausstellungseröffnung in San Martín
(V.l.n.r.) Regula Rohland, Darío Pulfer, Carlos Ruta und Barbara Goebel während der Ausstellungseröffnung. (Foto: privat)
Buenos Aires (AT/ro) - Peronistische Propaganda in deutscher Sprache ist das Thema einer Ausstellung, die derzeit in der Zentralbibliothek der Universität San Martín (UNSAM), Campus Miguelete, zu sehen ist. Bei der Schau, die vom Dokumentationszentrum der deutschsprachigen Immigration (DIHA) zusammengestellt wurde, werden Wiedergaben von fast 50 Broschüren ausgestellt. Diese wurden in den Jahren 1950 bis 1955 von dem Sekretariat für Information und Propaganda in Argentinien (SIPA) veröffentlicht.
Dieses Amt hat vielerlei Propagandamaterial hergestellt, zu dem insgesamt rund 400 Broschüren gehören, die die politische und soziale Arbeit des Peronismus vorstellen. Die ausgestellten deutschsprachigen Stücke sind - häufig sehr frei gestaltete - Übersetzungen von spanischen Heften. Allerdings sind nicht alle Hefte erhalten. So kommt es, dass einige Ausgaben derzeit nur auf Deutsch zu finden sind.
Bei der Eröffnung am vorigen Freitag, an der Universitätsrektor Dr. Carlos Ruta teilnahm, sprachen mehrere Wissenschaftler. Regula Rohland vom DIHA ging auf das Interesse ein, das diese Broschüren erregten. Diese waren bisher nicht nur in Argentinien unbekannt, sondern wurden nicht einmal in den deutschen Archiven studiert, in denen man die Exemplare finden kann.
Die Direktorin des Iberoamerikanischen Instituts in Berlin, Dr. Barbara Goebel, nannte die Ausstellung ein Beispiel dafür, wie wichtig Geschichtsarchive seien. Häufig lagerten dort Materialien, die über lange Zeit niemand ansehe. Dann aber, wenn man sie ans Licht ziehe, führten sie zu neuen Erkenntnissen der Forschung, so Goebel.
Professor Darío Pulfer, der Direktor des Zentrums für Peronistische Studien und Forschungen an der UNSAM, stellte den historischen Rahmen dar, in dem das genannte Sekretariat seinerzeit arbeitete, und sprach über die Bedeutung der Propaganda im zweiten peronistischen Fünfjahresplan. Schließlich erläuterte Dr. Inés Yujnowsky, die seit mehreren Jahren mit dem Centro DIHA zusammenarbeitet und auch die Ausstellung besorgt hat, die Themen der Broschüren und ihre graphische Gestaltung. Dabei stehen vor allem die sozialen Aspekte und der fortschrittliche Entwicklungsstand Argentiniens zu Anfang der Fünfziger Jahre im Vordergrund.
Für die argentinische Geschichtsforschung ist die Beschäftigung mit der Selbstdarstellung des Peronismus in den letzten Jahren immer wichtiger geworden.
Die Ausstellung wird noch bis zum kommenden Freitag (22. September) während der Universitätsöffnungszeiten (Montag bis Freitag von 8 bis 22 Uhr) in dem Gebäude in der Straße 25 de Mayo 1021 zu sehen sein. Informationen zur Anfahrt sind im Internet unter folgender Webadresse zu finden: http://www.unsam.edu.ar/home/como_llegar.asp.
Argentinien
Die Woche in Argentinien
Bogen um Argentinien
Bogotá - Franziskus ist der erste Papst aus Lateinamerika, doch seine Heimat Argentinien hat Jorge Mario Bergoglio bisher nicht im Rahmen einer Papstreise besucht. Der frühere Erzbischof von Buenos Aires war als Papst in Lateinamerika bereits in Brasilien, Ecuador, Bolivien, Paraguay, Kuba, Mexiko und nun zuletzt in Kolumbien. Für Anfang 2018 ist zudem eine Reise nach Peru und Chile geplant. Als Gründe für den Bogen um sein Heimatland gibt es mehrere Mutmaßungen: Der Papst will nicht zum Spielball der argentinischen Innenpolitik werden und von Präsident Mauricio Macri oder seiner linken Widersacherin, Ex-Präsidentin Cristina Fernández de Kirchner, vereinnahmt werden. Diese reiste ihm als Präsidentin unter anderem nach Kuba hinterher. Franziskus soll Mauricio Macri nie verziehen haben, dass dieser als Bürgermeister von Buenos Aires keine Berufung gegen einen Richterspruch eingelegt hat, der eine Homo-Ehe in Buenos Aires genehmigte. Das Erzbistum kritisierte Macri damals öffentlich. Der Papst soll Macri als jemanden ansehen, der zu wenig Bezug zu den Armen hat, die von ihm als Erzbischof unterstützt wurden, mit Missionsarbeit in den Armensiedlungen und Hilfen für Obdachlose. Doch eine offizielle Begründung gibt es nicht.
Suche nach Maldonado
Der Fall des verschwundenen Indio-Aktivisten Santiago Maldonado ist weiterhin ungeklärt. Immerhin gab am Montag ein Mitglied der kasernierten Bundespolizei (Gendarmería) an, am 1. August einen der Demonstranten in der Provinz Chubut mit seinem Steinwurf verletzt zu haben. Dort gab es eine Auseinandersetzung zwischen der Gendarmería und den Mapuche, die um Land kämpfen. Seitdem fehlt von Maldonado jede Spur. Der Gendarm gab an, den Mann mit einem Stein im Rücken getroffen zu haben, als dieser durch den Chubut-Fluss flüchten wollte. Er habe die Aussage jetzt erst gemacht, da er seit dem Zwischenfall nicht im Dienst war. Ob es sich bei dem betreffenden Demonstranten tatsächlich um Maldonado handelte, ist jedoch unklar. Am Folgetag gab ein anderer Gendarm an, bei der Verfolgung ein Gummigeschoss abgefeuert zur haben. Derweil präsentierte Sicherheitsministerin Patricia Bullrich am Dienstag ein neues Ermittlungsergebnis: Demnach wurden in den Einsatzfahrzeugen der Gendarmerie keine DNA-Spuren von Maldonado gefunden. Dies spreche klar gegen die These von einer Verschleppung durch die Sicherheitskräfte, so Bullrich.
Land unter
Starke Regenfälle haben am Wochenende im Großraum Buenos Aires für große Schäden und Beeinträchtigungen gesorgt: Straßen standen unter Wasser, Strom fiel aus, Masten kippten um, zahlreiche Familien mussten evakuiert werden. Die Niederschläge prasselten in der Nacht von Sonnabend auf Sonntag nieder und setzten sich dann bis Sonntagnachmittag fort. Besonders betroffen waren die Städte Pilar, La Plata, Quilmes und Cañuelas. Alleine in Pilar mussten rund 500 Personen ihre Wohnungen verlassen. Während des Wochenendes waren dort mehr als 120 Millimeter Niederschlag zu verzeichnen. Ein Millimeter entspricht einem Liter pro Quadratmeter. In den agrarisch geprägten Gebieten der Provinz Buenos Aires standen Felder mit frischer Saat unter Wasser. Besonders betroffen war die Gegend um Bolívar. Fernando Alzueta, der Vorsitzende der dortigen Großgrundbesitzer-Vereinigung SRA, sagte gegenüber der Zeitung „La Nación“: „Das ist ein Desaster.“ Es gebe sehr prekäre Zonen.
Verdacht gegen Jaime
Ricardo Jaime, der ehemalige Staatssekretär für Verkehr, ist einmal mehr in Zusammenhang mit Korruption gebracht worden. Wie die Zeitung „La Nación“ berichtete, sei beim Vergabeverfahren für die unterirdische Verlegung der „Sarmiento“-Bahn gemogelt worden. So habe Jaimes Berater und mutmaßlicher Strohmann Manuel Vázquez von dem Konsortium, das schließlich den Zuschlag erhielt, Gelder kassiert, schreibt das Blatt unter Berufung auf Ermittlungsakten. Als Gegenleistung für die Zahlungen hätten die Firmen Exklusivinformationen über das Bauprojekt der Kirchner-Regierung erhalten, mit denen sie sich dann bei dem Bieterwettbewerb durchsetzten. Zu dem siegreichen Konsortium zählten die Baufirma Iecsa, die damals Franco Macri, dem Vater des jetzigen Staatspräsidenten Mauricio Macri, gehörte, sowie die Gleisbaufirma Comsa und der skandalumwitterte brasilianische Bauriese Odebrecht.
De Vido in Nöten
In Nöten ist derzeit auch Jaimes ehemaliger Vorgesetzter Julio De Vido. Der einstige Infrastrukturminister muss am 28. November vor Richter Luis Rodríguez zur Vernehmung erscheinen. Letzterer verfügte des Weiteren, dass De Vido, derzeit Abgeordneter in der Deputiertenkammer, auch das Land nicht verlassen darf. Grund der Anordnungen sind die Korruptionsermittlungen, die gegen den Kirchner-treuen Politiker laufen. De Vido wird verdächtigt, beim Bau des Kohlekraftwerks Río Turbio in Santa Cruz 265 Millionen Pesos an öffentlichen Geldern veruntreut zu haben. (AT/mc)
Meinung
Vaterlandsverrat und Mord
Cristinas Kirchner ist mehrfach vor der Justiz wegen Korruption in Fällen angeklagt worden, die mit den skandalösen Geschäften von Lázaro Báez und Cristobal López, den krummen Geschäften ihrer Hotels und ihre phänomenalen persönlichen Bereicherung im Zusammenhang stehen. Doch es besteht ebenfalls eine Anklage wegen Vaterlandsverrat, die sich auf das Abkommen mit dem Iran bezieht und in diesem Zusammenhang mit der Verantwortung für den Mord an Staatsanwalt Alberto Nisman. Dass es kein Selbstmord war, steht eigentlich von Anfang an fest, wurde jedoch jetzt durch ein Gutachten von Gendarmerie-Experten offiziell bestätigt. Für den Mord kommen nur Iran-Terroristen und der argentinische Geheimdienst AFI in Frage. Doch es gibt keinen einzigen Hinweis auf den Iran, wobei dieses Land damals in internationalen Verhandlungen über sein Atomprogramm stand und sich deswegen kaum mit einer Mordaffäre in Argentinien in Misskredit gebracht hätte. Ebenfalls war das Abkommen mit Argentinien eigentlich schon versandet, nachdem es nicht vom iranischen Parlament angenommen worden war. Hingegen hätte Cristina Kirchner, von der der Geheimdienst direkt abhängt, ein konkretes Motiv gehabt, um Nisman auszuschalten. Sonst hätte er seine gut fundierte Klage gegen Cristina wegen des Abkommens mit dem Iran im Kongress vortragen können.
Die argentinische Justiz war bei der Untersuchung des Autobombenanschlags vom Jahr 1994 auf das jüdische Hilfswerk AMIA, bei dem 85 Menschen getötet wurden und das Gebäude zusammenbrach, zum Schluss gekommen, dass die Terroristenorganisation Hisbollah dafür verantwortlich war, und fünf hohe iranische Beamte, einige davon in der Botschaft in Buenos Aires tätig, die intellektuellen Anstifter waren. Das wurde so weit bewiesen, dass Interpol einen internationalen Haftbefehl gegen diese Iraner verhängte, die somit faktisch ihr Land nicht verlassen konnten.
Es ist begreiflich, dass die Regierung des Iran die Aufhebung der Haftbefehle erreichen wollte, was nur mit der Zustimmung der argentinischen Regierung möglich war. Somit wandte sich Präsident Ahmadinedschad an seinen Freund Hugo Chávez, damit er Cristina Kirchner überzeuge, direkt über den Fall zu verhandeln. Dieser war dabei erfolgreich, weil er einen großen Einfluss auf sie hatte. Sie teilte mit ihm die Auffassung, dass sich Länder der dritten Welt, an erster Stelle Argentinien, Venezuela und Iran, zusammentun müssten, um sich dem verhängnisvollen Einfluss der Vereinigten Staaten und der Europäischen Union zu widersetzen. Ein ziemlich absurdes politisches Konzept, das jedoch gut in das marxistische Weltbild passte, dass Cristina in ihrer Studienzeit in La Plata von den Montonero-Terroristen übernommen hatte.
Dabei hat sie offensichtlich die politische Bedeutung ihrer Handlung nicht verstanden. Die Attentate auf die israelische Botschaft und die AMIA waren und sind immer noch eine offene Wunde, die nicht nur die jüdische Gemeinschaft in Argentinien und auch weltweit motiviert, sondern auch alle Menschen, die in Frieden leben wollen und Gewalt verabscheuen. Cristina K. hat sich mit dem Abkommen mit Iran noch mehr Feinde verschafft, als sie ohnehin schon hatte, und sich selber dabei politisch gewaltig geschwächt.
Es war eine gigantische Dummheit.
Das gerichtliche Verfahren ist jetzt in Schwung gekommen, nachdem Staatsanwalt Gerardo Pollicita festgestellt hat, dass Cristina K. und ihr (jüdischer!) Außenminister Héctor Timerman gelogen haben, als sie ein geheimes Treffen mit einem Vertreter der iranischen Regierung in Syrien dementierten, das jetzt eindeutig nachgewiesen wurde. Richter Claudio Bonadío ist für den Fall verantwortlich und steht unter Zugzwang. (jea)
Meinung
Im Blickfeld: Letztes Aufbäumen
Von Stefan Kuhn
Die Sache ist gelaufen, Angela Merkel wird aller Voraussicht nach auch künftig Deutschland regieren. Es gibt zwar noch zwischen 35 und 40 Prozent unentschlossene Wähler, aber man kann davon ausgehen, dass sich das Gros von ihnen für Kontinuität und Erfahrung entscheidet, also für die amtierende Kanzlerin. In den letzten 20 Jahren hat es der politische Gegner der Kanzlerpartei noch nie geschafft, zehn Tage vor der Wahl aus einem Umfragetief zu kommen. Bei der kommenden Bundestagswahl kommt noch hinzu, dass der politische Gegner eigentlich ein Partner ist, denn die SPD regierte in den letzten vier Jahren mit- und das relativ harmonisch.
Deshalb kann man auch davon ausgehen, dass Merkels Gegner Martin Schulz nicht von der „Merkel-Müdigkeit“ vieler Wählerinnen und Wähler profitiert. Nach zwölf Jahren Kanzlerschaft der CDU-Vorsitzenden ist das ein durchaus nachvollziehbarer Grund, die Unionsparteien nicht zu wählen. Wer der Bundeskanzlerin überdrüssig ist, wird sein Kreuzchen aber wohl eher bei der rechtspopulistischen AfD machen, den das ist die „Merkel-muss-weg“-Partei. Wahlstrategisch ist das natürlich Unsinn. Wer Merkel wirklich weg haben will, müsste SPD wählen, denn die einzige Alternative zur Kanzlerin ist Martin Schulz. Das Problem dabei ist aber, dass laut Umfragen eine breite Mehrheit Merkel gar nicht weghaben will. Bei einer Direktwahl der Bundeskanzlers würden sich laut Umfragen 50 bis 60 Prozent für die Kanzlerin entscheiden. Schulz kam in den letzten Tagen auf Werte zwischen 22 und 33 Prozent.
Dennoch gibt es Wahlforscher, die einen Bundeskanzler Martin Schulz noch für möglich halten. Natürlich ist bei 35 bis 40 Prozent unentschlossenen Wählern noch alles drin. Schulz hat auch bei seinem letzten TV-Auftritt eine recht gute Figur gemacht. Der SPD-Kandidat zeigte bei einer direkten Konfrontation mit Publikumsfragen den wesentlichen Unterschied zwischen ihm und der Kanzlerin auf. Er ging auf die Leute zu, setzte sich neben die Fragesteller, begrüßte sie mit Handschlag und diskutierte auf Augenhöhe. Schulz zeigte sich interessiert und informiert. Einem Rentnerehepaar, das wegen einer drastischen Mietpreiserhöhung seine Wohnung verlieren soll, versprach er, sich persönlich darum zu kümmern. Man nimmt es ihm ab.
Merkel gab bei einem ähnlichen TV-Format die mit allen Wassern gewaschene Kanzlerin. Bei fast allen angesprochenen Problemen verwies sie auf Fortschritte während ihrer Regierungszeit, und verschwieg dabei, dass viele davon aus der Feder ihrer sozialdemokratischer Minister stammen. Wahltaktisch schlug sie sich gut, auch wenn sie manche Fragen mit Plattitüden beantwortete. Und im Wahlkampf hat sie definitiv keinen Grund, ihren politischen Partner, der jetzt Gegner ist, zu loben. Im Gegensatz zu Schulz verließ Merkel ihr Stehpult mitten in einer Arena, so hieß auch die Wahlkampfsendung, kaum. Sie war Merkel: kühl, professionell und distanziert.
Schulz hat in dieser Hinsicht sicher Sympathien gewonnen. Aber reicht das wirklich, um eine entscheidende Zahl der Unentschlossenen auf die Seite der Sozialdemokraten zu bringen? Wollen die Deutschen einen „Kumpelkanzler“ oder eine kühle Steuerfrau, die in zwölf Jahren bewiesen hat, dass sie alle Klippen umschiffen kann? Die Antwort darauf dürfte klar sein.
Einen Kanzler Schulz wird es nur geben, wenn SPD, Grüne und Linke oder die FDP in den letzten Tagen kräftig zulegen, und die Unionsparteien drastisch verlieren. Vermutlich werden in den neuen Bundestag sechs Parteien einziehen. Nach den letzten Umfragen vom Mittwoch kämen SPD (23%), Grüne (8%) und Linke (10%) auf 41 Prozent der Stimmen. SPD, Grüne und FDP (10%) wären ähnlich stark. CDU/CSU (36-37%) und FDP hätten nach diesen Umfragen schon einen Vorsprung von fünf bis sechs Prozentpunkten. Eine schwarz-gelbe Koalition unter Angela Merkel ist demnach wahrscheinlicher als eine von Martin Schulz geführte Bundesregierung. Es ist auch durchaus nicht ausgeschlossen, dass die Grünen den Einzug in den Bundestag verpassen, in einer Umfrage vom Montag lagen sie mit sechs Prozent gefährlich nahe am Abgrund. In diesem Fall würde es für CDU/CSU und FDP locker reichen. Wenig Sorgen müssen sich die Randparteien Linke und AfD machen. Ihre Werte bewegen sich derzeit an der Zehnprozentmarke.
Spannend wird bei dieser Wahl der Platz um Platz drei. Linke, Grüne, AfD und FDP liegen dicht beieinander. Der dritte Platz hat dabei nur symbolischen Charakter, es könnte auch um Platz fünf oder sechs gehen. Es geht in erster Linie um das Duell zwischen Grünen und FDP, denn eine Koalition beider Parteien mit CDU/CSU, eine „Jamaika-Koalition“ wie in Schleswig Holstein ist derzeit vor Schwarz-Gelb die wahrscheinlichste künftige Regierungskonstellation. Der stärkere der beiden kleinen Koalitionspartner hätte nämlich den ersten Zugriff auf bedeutenden Ministerposten wie das Außen-, Innen-, Finanz- oder Wirtschaftsressort sowie den Posten des Vizekanzlers. Wenn die Grünen noch deutlich zulegen, könnte es auch zu Schwarz-Grün kommen.
Große symbolische Bedeutung hätte Platz drei, wenn es trotz allem zu einer Neuauflage der großen Koalition kommen würde. Dann könnten die Oppositionsführer Alexander Gauland oder Alice Weidel heißen, denn das sind die Spitzenkandidaten der rechtspopulistischen AfD, und die stehen für Fremdenhass und Geschichtsklitterung.
Meinung
Randglossen
Knapp über einen Monat fehlt noch bis zu den allgemeinen Parlamentswahlen am 22. Oktober 2017. Die bei den Vorwahlen, genannt PASO, gekürten Kandidaten aller Parteien werben um Stimmen, wie es sich in einer Wahldemokratie gehört. Für Präsident Mauricio Macri geht es dabei darum, mehr Deputierte und Senatoren im nationalen Parlament zu gewinnen, um seine Gesetzesprojekte durchzusetzen, darunter die Umwandlung des Wahlsystems mit elektronischen Maschinen anstatt mit Wahlscheinen und Urnen. Bisher haben die oppositionellen Parlamentarier dieses Wahlsystem, wie es beispielsweise längst in Brasilien gilt, abgelehnt. Es ist nur in der Bundeshauptstadt und der Provinz Salta zugelassen. Mit mehr eigenen und alliierten Parlamentariern in beiden Kammern, kann es Macri möglicherweise gelingen, das veraltete und für die Staatsfinanzen teure Wahlsystem zu modernisieren.
Es sind nicht die Russen, es sind die Polen. Die Angst, dass staatlich gesteuerte russische Hacker die Bundestagswahlen manipulieren könnten, schwebt wie ein Geier über dem Urnengang. Natürlich besteht diese Gefahr noch, aber wesentlich mehr Einfluss auf die Wahlen hat bisher das polnische Parlament genommen. Es hat Reparationsforderungen in astronomischer Milliardenhöhe gegen Deutschland für rechtens erklärt. Es steht außer Zweifel, dass bei dem deutschen Angriffskrieg gegen Polen unsägliche Verbrechen begangen wurden, die man nicht wieder gutmachen kann. Dennoch rauft sich jeder Durchschnittsdeutsche die Haare. Das Parlament hat praktisch zur Wahl der AfD aufgerufen. Aber ideologisch sind die deutschen Rechtspopulisten ja eine Schwesterpartei der polnischen Regierungspartei PiS.
Abgesehen von der völkerrechtlichen Frage, Polen hat mehrmals auf Reparationsforderungen verzichtet, könnte man den Spieß von deutscher Seite auch umdrehen. Polen hat nach dem 2. Weltkrieg Territorium verloren, aber rund 20 Prozent des heutigen Staates besteht aus ehemaligen deutschen Gebieten. Gut fünf Millionen Deutsche wurden vertrieben, viele andere ermordet. Deutschland hat Milliarden an polnische Opfer der NS-Diktatur überwiesen und finanziert Gedenkstätten wie Auschwitz, während Polen den polnischen Antisemitismus während der Besatzungszeit tabuisiert. Man kann Unrecht nicht gegen Unrecht aufrechnen, aber ein bisschen sollten die Polen vor ihrer eigenen Haustür kehren. Vor allem, weil sie immer so empfindlich auf Reparationsforderungen von vereinzelten deutschen Vertriebenenfunktionären reagieren.
Wirtschaft
Bedeutende Zunahme der BID-Kredite
Der Präsident der Interamerikanischen Entwicklungsbank (BID), Luis Alberto Moreno, stattete letzte Woche Präsident Mauricio Macri einen Besuch ab, und kündigte beiläufig ein Kreditpaket von u$s 900 Mio. für Argentinien an. Argentinien steigt dabei bei den BID-Krediten auf den ersten Platz auf. Diese Kredite sind langfristig und werden niedrig verzinst, so dass sie bei konjunkturellen Finanzproblemen keine Rolle spielen.
In einer Konferenz mit Finanzminister Luis Caputo kündigte Moreno die Bildung eines Infrastrukturfonds von u$s 600 Mio. an (ein Betrag, der in den nächsten Jahren verdreifacht werden könnte) und die Bereitstellung von u$s 300 Mio. für den Fall von Naturkatastrophen. Ob es dabei auch eine Finanzierung für die schon eingetretene Katastrophe der Überschwemmung von ca. 10 Mio. ha in der Provinz Buenos Aires geben wird, wurde nicht geklärt.
Caputo wies darauf hin, dass die Kredite der BID und der Interamerikanischen Finanzkörperschaft, der BID-Filiale für Finanzierung des privaten Bereichs, beim Ende der Macri-Regierung im Dezember 2019, nahe an u$s 10 Mrd, liegen würden. Auch wenn man Amortisationen und Zinsen auf bestehende Kredite abzieht, ergibt sich bei der BID-Bilanz mit Argentinien ein Überschuss von u$s 3,4 Mrd. Dieses Jahr ist vorgesehen, dass die BID-Kredite für u$s 2,3 Mrd. auszahlt, gegen u$s 1,2 Mrd. im Jahr 2016. Und 2018 sollen es dann bis zu u$s 6 Mrd. sein.
Am Infrastrukturfonds soll sich auch die Weltbank mit u$s 400 Mio. beteiligen. Der Fonds soll auch eingesetzt werden, um private Kredite zu garantieren, die im Rahmen des Programms der öffentlich-privaten Partnerschaft bei Infrastrukturprojekten gewährt werden.
Unter den schon gewährten BID-Krediten sticht der für den Tunnel Agua Negra hervor, der die Provinz San Juan mit der chilenischen Ortschaft Coquimbo verbinden wird. Außerdem hat die BID-Kredite für die Stärkung des INDEC und des Conicet (der Rat für Wissenschaft und Technologie) und für kleine und mittlere Unternehmen erteilt.
Wirtschaft
Argentinische Wirtschaft
Der Dollarkurs schloss am Mittwoch zu $ 17,38, gegen $ 17,53 in der Vorwoche. Ab 31.12.16 ist der Kurs um 7,48% gestiegen, etwa halb so viel wie die Preise im Land zugenommen haben. Die ZB-Reserven lagen am Mittwoch bei u$s 50,88 Mrd., gegen u$s 51,31 Mrd. eine Woche zuvor. Der Rofex-Terminkurs lag zum 31.8.18 bei $ 20,58, was einen Jahreszinssatz von 21,48% zum Ausdruck bringt.
***
Der Merval-Aktienindex der Börse von Buenos Aires ging in einer Woche zum Mittwoch um 1,38% zurück, lag denoch um 40,90% über Ende Dezember 2016.
***
Die argentinischen Staatspapiere wiesen in einer Woche zum Mittwoch geringe Besserungen auf. Die Entwicklung war wie folgt: Argentina 2019: +0,05; Argentina 2021: +1,83%; Argentina 2026: +0,23%; Argentina 2046: +0,23%; Bonar 2024: +0,21%.
***
Gold wurde in Buenos Aires (Banco Ciudad) bei 18 Karat am Mittwoch zu $ 433,56 je Gramm gehandelt (Vorwoche: $ 420,88), und bei 24 Karat zu $ 619,37 ($ 601,25).
***
Die Geldmenge, gemessen als monetäre Basis (Banknoten im Umlauf plus Bankdepositen bei der ZB) stieg in 12 Monaten zum 11.9.17 um 25,10%, und das monetäre Aggregat M2 (Banknoten im Umlauf plus Giro- und Spardepositen), das Zahlungsmittel im weiteren Sinn umfasst, nahm um 32,08% zu.
***
Die gesamten Pesodepositen des Bankensystems stiegen in 12 Monaten zum 11.9.17 um 24,34% auf $ 1,72 Bio., und die gesamten Pesokredite nahmen um 34,83% auf $ 1,19 Bio. zu. Die Dollardepositen stiegen in der gleichen Periode um 105,39% auf u$s 32,70, und die Dollarkredite nahmen um 82,59% auf $ 14,39 Mrd. zu.
***
Der Index der Konsumentenpreise des statistischen Amtes (INDEC), der für das ganze Land berechnet wird, ergibt für August 2017 eine Zunahme von 1,4%, womit die 12 Monate zum August auf +23,1% gelangen, und die Zunahme in 8 Monaten 2017 +15,4% ergibt. Im Vorjahr lag die Jahresrate im August noch über 40%. Für ganz 2017, von Dezember 2016 bis Dezember 2017, wird von der Regierung und auch von privaten Ökonomen eine Zunahme des Preisindices von bis zu 22% erwartet. Die Veränderungen waren im August 2017 im Einzelnen wie folgt: Nahrungsmittel und nicht alkoholische Getränke: +2,1%; Alkoholische Getränke und Tabak: +1,3%; Bekleidung: -0,6% (wegen Ausverkauf zum Ende der Wintersaison); Wohnungsausgaben, einschließlich öffentlichen Diensten: +2,2%; Ausrüstung und Instandhaltung der Haushalte: +1%; Gesundheitsbetreuung: +2,5%; Transport: +1,1%; Fernverbindungen: +1,5%; Freizeitgestaltung und Kultur: +0,7%; Erziehung: +2%; Restaurants und Hotels: +0,7%; weiter Güter und Dienstleistungen: +1,6%. Die Kerninflation, bei der außerordentliche Faktoren ausgenommen werden, lag im August auch auf 1,4%, nachdem sie in den Vormonaten (Mai, Juni und Juli) über und davor (Februar, März, April) unter dem allgemeinen Index lag.
***
Der Index der Konsumentenpreise, den das Statistische Amt der Stadt Buenos Aires für diese berechnet, schloss im August 2017 mit einer Zunahme von 1,6%, mit einer Zwölfmonatszunahme von 25,9% und einer 16,9% in 8 Monaten 2017. Die städtische Behörde weist darauf hin, dass im Oktober und November die für Strom und Gas vorgesehenen Tariferhöhungen die Inflationsraten in die Höhe treiben werden. Diese Erhöhungen sind im Landesinneren geringer, so dass sie sich beim nationalen Index weniger auswirken.
***
Der Index der Konsumentenpreise, den eine Gruppe von Deputierten als Durchschnitt privater Erhebungen berechnet, ergibt für August eine Zunahme von 1,5%, und für 12 Monate zum August eine von 24,1%. In 8 Monaten 2017 betrug die Zunahme 15,7%, so dass die Erwartung besteht, dass die Zunahmen in den vier verbleibenden Monaten relativ gering ausfallen und das Jahr mit ca. 22% abschließt.
***
Die ZB hat letzte Woche den Zinssatz für Swap-Geschäfte unverändert bei 26,25% belassen, jedoch den Zinssatz bei Käufen von Lebac auf dem sekundären Markt leicht erhöht. Sie hat dabei Lebac für $ 2 Mrd. gekauft.
***
Transportminister Guillermo Dietrich wies darauf hin, dass im Juli 2017 ein Rekordkonsum von Asphalt für Straßen erreicht wurde, mit 49.838 Tonnen, 85% über dem Vorjahr. In den Vormonaten waren noch viel höhere interannuelle Zunahmeraten erreicht worden. Dietrich erklärte, die Kosten für Straßenbau u.dgl. seien um 30% bis 50% verringert worden, u.a. weil sich mehr Unternehmen melden. Ende 2015 verfügte das Land über 2800 km Autobahnen, und Ende 2019 sollen es 5.600 km sein. 250 km seien schon fertig und 1400 befinden sich in Durchführung. Die gesamte Investition für Straßenbau u.dgl. soll dieses Jahr laut Dietrich real um ca. 50% über dem Vorjahr liegen, wobei jedoch der Staatshaushalt weniger belastet werde, weil es auch Finanzierungen im Rahmen des Programms der öffentlich-privaten Zusammenarbeit geben werde und ebenfalls Kredite der internationalen Finanzinstitutionen.
***
Die Preise von Notebooks (Computer, die aufgeklappt werden) sind als Folge der Abschaffung der Importzölle um 25% bis 30% gesunken, und der Umsatz stieg dabei um 60%.
***
Der Oberste Gerichtshof hat letzte Woche ein Urteil der Berufungskammer für Arbeitsrecht widerrufen, das bei einem Arbeitsunfall eine Entschädigung von $ 700.000 festgesetzt hatte, statt der von $ 435.103, die sich aus dem geltenden Gesetz ergibt. Der Oberste Gerichtshof erklärte, die höhere Entschädigung sei willkürlich, und das Gesetz müsste strikt angewendet werden. Viele Arbeitsrichter meutern immer noch gegen die Reform des Gesetzes über Arbeitsunfälle und -krankheiten, das bisher nur für die Bundeshauptstadt und Córdoba gilt. Das Gesetz sieht jetzt vor, dass Unfälle und Krankheiten von einer offiziellen ärztlichen Kommission begutachtet und in ihrem Ausmaß bestimmt werden müssen, was die Zahl der Klagen stark verringert hat, ganz besonders in Córdoba. Doch Präsident Macri konnte bisher nicht erreichen, dass die meisten Gouverneure und die Provinzparlamente sich der Reform anschließen. Der Einfluss der Arbeitsanwälte sowie von korrupten Richtern und Politikern ist offensichtlich sehr groß.
***
Die EU hat in der Vorwoche die Senkung des Zolls auf Biodieselöl von 24,6% auf 7,5% ab 29. September beschlossen. Diese Entscheidung wurde getroffen, nachdem die Welthandelsorganisation vorher die Dumpingklage der EU abgewiesen hatte.
***
Das Amt für staatliche Immobilien (Agencia de Bienes del Estado) hat ein Grundstück in der Stadt Buenos Aires von 5926 qm, zwischen den Straßen Dorrego, Baez und dem Pologelände, für u$s 33 Mio. verkauft. Es gehörte der Armee, die dort die Militärschneiderei betrieb, die jetzt woanders untergebracht wird.
***
Die japanische Kreditanstalt JBIC hat einen Kredit von u$s 53 Mio. für die Finanzierung von automatischen Eisenbahnbremsen gewährt, gab Transportminister Guillermo Dietrich bekannt. Es ist der erste Kredit dieser Art in über 20 Jahren.
***
Das Energie- und Bergbauministerium hat die Erweiterung der Gasleitungen des patagonischen Kordillerensystems und der Küstenleitung für insgesamt $ 2,18 Mrd. zugeteilt. Der Betrag ist nominell 15% geringer als der ursprünglich vorgesehene. Diese Gasleitungen erlauben die Gaszufuhr an 140.000 Verbraucher.
***
Im August wurden 164.440 gebrauchte Automobile, Lastwagen und Kleinlaster verkauft, 17,7 mehr als im gleichen Vorjahresmonat und 4,48% mehr als im Juli 2017, teil der Agenturenverband CCA (Cámara de Comercio Automotor) mit. In 8 Monaten 2017 waren es 1,13 Mio. Kfz., 15,5% über dem Vorjahr.
***
Die Provinz Buenos Aires erlebte am letzten Wochenende starke Regenfälle in Bezirken, die sich noch nicht von der Überschwemmung der letzten Monaten erholt hatten, wie Bolivar, Azul, Las Flores, Henderson und General Villegas. In vielen Fällen musste die Saat von Mais u.a. Kulturen, die jetzt beginnt, aufgeschoben werden. Auch in den Provinzen La Pampa und Santa Fé regnete es zu viel. Es wird auf alle Fälle angenommen, das dies die Ernte von Getreide und Ölsaat der Periode 2017/18 beeinträchtigt, und auch einen bedeutenden Schaden bei der Rinderwirtschaft verursacht.
***
Der Betrag der gewährten Hypothekarkredite für Wohnungsbau oder -kauf, die mit dem UVA-Index berichtigt werden, hat sich in 9 Monaten verdoppelt. Während im Dezember 2015 nur 42% des Kreditbetrages mit dem UVA-Index berichtigt wurde, lag der Betrag im August bei 85%.
***
Die Regierung hat die Schaffung eines Fonds bekanntgegeben, der für neue unternehmerische Initiativen bestimmt ist und Fondce (Fondo Fiduciario para el Desarrollo del Capital Emprendedor) heißt. Für Projekte in ihrer Anfangsphase stellt der Fonds bis zu $ 250.000 zu Nullzins bereit, die in sechs Jahren, mit einem Jahr Karenzfrist, amortisiert werden. Das System wird vom Produktionsministerium verwaltet. Insgesamt soll der Fonds über eine Milliarde Pesos verfügen.
***
Lateinamerikanische Wirtschaft
In Uruguay schreitet das Projekt einer dritten großen Zellstofffabrik zügig voran. Die neue Fabrik der Firma UPM, die schon die Fabrik am Paraná-Fluss betreibt, die die Firma Botnia errichtet und vorher betrieben hatte, soll in Paso de los Toros, am Ufer des Rio Negro (der im Uruguay-Fluss, oberhalb von Carmelo, mündet) errichtet werden. Es handelt sich um eine Investition von u$s 6 Mrd., und die Kapazität wird auf 2,6 Mio. Jato Zellulose veranschlagt. Die bestehende Fabrik in Fray Bentos stellte eine Investition von u$s 1,2 Mrd. dar, und die danach errichtete in Montes del Plata, bei Colonia, erforderte u$s 2 Mrd. Die neue Fabrik wird die Nachfrage nach Holz (von Pappeln und Weiden) mehr als verdoppeln, was besonders der argentinischen Forstwirtschaft auf dem Delta des Paraná, in der Nähe des Uruguay-Flusses, zugute kommt. Das Holz kann dann mit kleinen Schiffen über den Uruguay-Fluss und auf dem Rio Negro mit geringen Transportkosten zur Fabrik befördert werden
***
In Brasilien lag der Umsatz des Einzelhandels im Juli um 3,1% über dem gleichen Vorjahresmonat, teilt das Statistische Amt (IBGR) mit. Die ersten 7 Monaten 2017 lagen um 0,3% über dem Vorjahr.
***
Die brasilianische Regierung gab bekannt, dass sie noch in diesem Monat die Rahmenordnung für die Privatisierung von Elektrobras bestimmen werde. Es handelt sich um das größte Elektrizitätsunternehmen des Landes. Angeblich soll es sich dabei um den Verkauf eines Aktienpaketes in staatlichem Besitz handeln. Der Staat hält gegenwärtig 60% des Kapitals.
***
Deutsche Wirtschaft
Die Verhandlungen über eine mögliche Stahlfusion zwischen dem Europa-Geschäft des Essener Thyssenkrupp-Konzerns und seinem indischen Konkurrenten Tata stehen nach Auskunft des Unternehmens kurz vor dem Abschluss. Man sei auf der „Zielgeraden“, eine Einigung sei noch in diesem Monat möglich, sagte eine Thyssenkrupp-Sprecherin am Montag in Essen. Man erwarte nun die Zustimmung durch die zuständigen Gremien. Stahl-Betriebsratschef Günter Back kündigte umgehend den Widerstand der Belegschaft gegen eine mögliche Stahlfusion an. (dpa)
***
Der Nürnberger Unternehmer Hans Rudolf Wöhrl bietet bis zu E 500 Mio. für die insolvente Fluggesellschaft Air Berlin. Das entsprechende Übernahmeangebot sei am Sonntag bei Air-Berlin-Sachverwalter Lucas Flöther per Fax eingereicht worden, teilte Wöhrls Firma Intro mit. Eine erste Tranche belaufe sich auf E 50 Mio. und würde am Übergabetag fällig. Sie sei von Investoren sowie seiner Intro-Gruppe aufgebracht worden und per Bankbestätigung nachgewiesen. Die weiteren Raten seien ergebnisabhängig und könnten bis zu E 450 Mio. betragen. Im Falle eines Weiterverkaufs bekämen die Mitarbeiter von Air Berlin eine Gewinnbeteiligung von bis zu E 100 Mio. Lufthansa, Condor, Tui, Germania und Nikki Lauda seien zudem darüber informiert worden, sich an dem Angebot beteiligen zu können, hieß es. (dpa)
***
Vodafone will in den nächsten vier Jahren in Deutschland 13,7 Mio. neue Gigabit-Anschlüsse schaffen. Das entspreche ungefähr einem Drittel aller Haushalte in Deutschland, kündigte der Deutschland-Chef von Vodafone, Hannes Ametsreiter, an. „Die stärkste Industrienation der Welt braucht auch die beste digitale Infrastruktur der Welt“, sagte Ametsreiter. Die Deutsche Telekom hatte vor einer Woche auf der IFA in Berlin ebenfalls eine Glasfaser-Initiative angekündigt, die in weiten Teilen auf einem Technologiemix mit herkömmlichen Kupferkabeln beruht. Das Unternehmen investiert nach eigenen Angaben rund E 5 Mrd. pro Jahr in den Ausbau. (dpa)
***
Die deutsche Elektroindustrie erhöht nach erfolgreichen Geschäften bis einschließlich Juli ihre Prognose für das Gesamtjahr 2017. Die Branche geht nun von 2,5% Plus bei der realen Produktion aus - das ist ein Prozentpunkt mehr als noch zu Jahresanfang veranschlagt. „Gleichzeitig zogen die Bestellungen aus dem In- und Ausland in den ersten sieben Monaten kräftig und nahezu gleich stark an. Das Exportwachstum stand zudem auf einer sehr breiten Basis. Im Juli lag die Produktion der deutschen Elektroindustrie preisbereinigt um 7,1% über dem Wert des Vorjahresmonats. Von Januar bis einschließlich Juli 2017 ergab sich gegenüber dem Vorjahreszeitraum ein Produktionsplus von 4,5%. (dpa)
***
Die Industrie rechnet mit einem stärkeren Wirtschaftswachstum in Deutschland als bisher angenommen. Der Bundesverband der deutschen Industrie (BDI) korrigierte seine Prognose nach oben und erwartet dieses Jahr einen Anstieg der Wirtschaftsleistung um 1,8%. Bisher war er von einem Plus von 1,5% ausgegangen. Wesentliche Ursache ist laut BDI die anziehende Weltwirtschaft. Zuvor hatten auch andere Ökonomen ihre Konjunkturprognose für Europas größte Volkswirtschaft erhöht. Für das nächste Jahr stellen sie ein Wachstum von teils 2% und mehr in Aussicht. Die Exporte sind laut BDI-Quartalsbericht in der ersten Jahreshälfte überraschend stark um knapp 4% gestiegen. Neben Bauinvestitionen seien dank der hohen Auslastung in der Industrie auch Ausrüstungsinvestitionen gestiegen. (dpa)
***
Deutschlands Exporteure lassen sich vom erstarkten Euro nicht auf ihrem Rekordkurs bremsen - im Gegenteil. „Für das Gesamtjahr 2017 erwarten wir nunmehr einen Anstieg der Ausfuhren um 5% auf E 1.267 Mrd.“, teilte der Präsident des Außenhandelsverbandes BGA, Anton Börner, mit. Die Einfuhren dürften nach dieser erhöhten Prognose im Gesamtjahr um 6% auf E 1.012 Mrd. zulegen. Nach Angaben des Statistischen Bundesamtes vom Freitag lieferten hiesige Unternehmen in diesem Juli Waren im Gesamtwert von E 103,7 Mrd. ins Ausland, 8% mehr als ein Jahr zuvor. Von Januar bis einschließlich Juli 2017 lagen die Exporte mit E 742,2 Mrd. um 6,3% Prozent über dem Vorjahr. (dpa)
***
BMW stehen für die Fertigung von Elektroautos in Leipzig nach einem Urteil des EU-Gerichts weniger Fördergelder zu als angemeldet. Statt einer regionalen Investitionsbeihilfe von E 45 Mio. dürfe der Staat nur mit E 17 Mio. helfen, urteilten die Richter in Luxemburg. Der höhere Betrag sei mit den Regeln des Binnenmarkts unvereinbar. Das Gericht folgte damit der Sichtweise der EU-Kommission, die die angemeldete Beihilfe für BMW in Leipzig 2014 entsprechend gekappt hatte. Dagegen hatte der Autobauer geklagt - unterstützt vom Land Sachsen. (dpa)
***
Der Zulieferer Bosch peilt bei seinem Geschäft mit der Automobilindustrie in diesem Jahr einen deutlichen Zuwachs an. Rund E 47 Mrd. Umsatz soll die Mobilitätssparte 2017 bringen, 7% mehr als im Vorjahr, wie Bosch-Chef Volkmar Denner am Dienstag auf der Internationalen Automobilausstellung in Frankfurt ankündigte. Er nannte vor allem die Elektromobilität und die Entwicklung von Fahrerassistenzsystemen, aber auch die Optimierung der Verbrennungsmotoren. „Für uns gibt es kein Entweder-Oder“, betonte Denner. „Wir wollen die technische Entwicklung offen halten und sie nicht auf einen Pfad beschränken.“ Mit der Mobilitätssparte hat Bosch im vergangenen Jahr 60% des Umsatzes der gesamten Gruppe erzielt. (dpa)
***
In deutschen Großstädten leiden viele Menschen nach den Ergebnissen einer Studie unter einer kaum noch tragbaren Belastung durch hohe Mieten. Rund vier von zehn Haushalten in Deutschlands Großstädten müssten mehr als 30% ihres Nettoeinkommens allein für ihre Miete (bruttokalt) ausgeben. Die Studie der Berliner Humboldt-Universität war von der Hans-Böckler-Stiftung gefördert worden. Insbesondere bei Menschen mit niedrigeren Einkommen bleibe dann nur noch wenig Geld für die sonstige Lebensführung übrig. Mehr als eine Million Haushalte in den Großstädten müssten sogar gut die Hälfte ihres Einkommens für die Miete ausgeben. Für etwa 1,3 Mio. Großstadt-Haushalte in Deutschland liege das Resteinkommen damit nach Abzug der Miete sogar unterhalb der Hartz-IV-Regelsätze. (dpa)
***
Die Verbraucherpreise lagen im August 2017 um 1,8% über dem Niveau des Vorjahresmonats, wie das Statistische Bundesamt am Mittwoch mitteilte. Im Vergleich zum Vormonat Juli erhöhten sich die Verbraucherpreise um 0,1%. (dpa)
***
Von 2007 bis 2016 stieg die durchschnittliche Jahrespacht für neu vergebene Äcker in Deutschland um rund 80%, wie aus einer Antwort des Bundesfinanzministeriums auf eine parlamentarische Anfrage der Grünen hervorgeht. Zahlten neue Pächter damals noch im Schnitt E 235, so waren es zuletzt schon E 430. Der Gesamtschnitt - also inklusive des Altbestandes - lag bei E 328 im Jahr. Bei den Kaufpreisen war es noch drastischer. Dem Papier zufolge verdoppelte sich der Durchschnittskaufpreis pro Hektar zwischen 2006 und 2015 auf knapp E 20.000. (dpa)
***
Die deutsche Wirtschaft in Russland lehnt die neuen US-Sanktionen gegen Moskau einer Umfrage zufolge nahezu geschlossen ab und warnt vor schwerwiegenden Folgen. Von 193 befragten Unternehmen beurteilten 97% die Strafmaßnahmen als negativ, wie aus einer Erhebung der Deutsch-Russischen Auslandshandelskammer (AHK) in Moskau hervorgeht. Die US-Maßnahmen würden als bedrohlicher eingestuft als die alten Sanktionen, die seit 2014 gelten, sagte AHK-Chef Matthias Schepp am Mittwoch. Demnach rechnet mehr als die Hälfte der Firmen damit, direkt oder indirekt betroffen zu sein. Der US-Kongress hatte Ende Juli die schwersten Sanktionen gegen Russland seit Jahren beschlossen. Sie betreffen vor allem den Energiesektor. (dpa)
***
Der Pharma- und Agrarchemiekonzern Bayer hat mit dem jüngsten Anteilsverkauf an seiner Kunststoff-Beteiligung Covestro wie geplant gut E 1,2 Mrd. eingenommen. Es seien 19 Mio. Aktien zum Preis von je 63,25 Euro an institutionelle Investoren abgegeben worden, Bayer hatte seine Kunststoff-Sparte vor zwei Jahren unter dem Namen Covestro an die Börse gebracht und sich seither schrittweise von Anteilen getrennt. Mit dem jüngsten Verkauf, der am Dienstagabend nach Marktschluss stattfand, fiel die Beteiligung von 40,9% auf nun 31,5%. Beim Pensions-Treuhandverein Bayer Pension Trust liegen weitere 8,9%. Bayer bekräftigte, sich mittelfristig vollständig von Covestro trennen zu wollen. Der Konzern ist im Umbruch. Momentan arbeiten die Leverkusener an der größten Übernahme der Firmengeschichte - dem Kauf des US-Agrarchemiekonzerns Monsanto. Die u$s 66 Mrd. schwere Übernahme würde Bayer mit einem Schlag zur weltweiten Nummer eins bei Saatgut und Pflanzenschutzmitteln machen. (dpa)
***
Weltwirtschaft
Der Hurrikan „Irma“ wird nach Einschätzung der Risikospezialisten von AIR Worldwide Schäden im zweistelligen Milliardenbereich hinterlassen. In den USA dürften sich die versicherten Schäden auf u$s 20 bis u$s 40 Mrd. belaufen, teilte AIR Worldwide am Montag mit. Hinzu kämen u$s 5 bis u$s 15 Mrd. auf mehreren karibischen Inseln. „Irma“ ist der schwerste jemals in der Region registrierte Tropensturm. Er dürfte die Versicherungsbranche viel heftiger treffen als Hurrikan „Harvey“ wenige Tage zuvor. Beide Ereignisse dürften zwar die Gewinne der Rückversicherer belasten, aber kaum an ihrer Kapitalbasis zehren, schätzt die Ratingagentur Standard & Poor‘s (S&P). (dpa)
***
Die Niedrigzinsen machen es möglich: Österreich will erstmals eine Bundesanleihe auf den Markt bringen, die erst in 100 Jahren fällig wird. Bisher lag die maximale Laufzeit bei 70 Jahren. Die hundertjährige Anleihe wird am 20. September 2117 zurückgezahlt. Kurz vor Schließung der Bücher lag die Nachfrage für das Wertpapier bei mehr als E 11 Mrd. Die angebotene Rendite für die Anleihe liegt zwischen 2% bis 2,05%. Grund für die Nachfrage ist die Nullzinspolitik der Europäischen Zentralbank, welche die Renditen auf den Kapitalmärkten drückt: Etwa bei Tages- und Festgeldern oder bei Anleihen, mit denen sich Unternehmen oder Staaten frisches Geld besorgen. Zudem werfen kürzer laufende Anleihen noch weniger Rendite ab. (dpa)
***
Die Devise „Amerika zuerst“ im Welthandel würde nach Berechnungen des Ifo-Instituts zu einem Bumerang für US-Präsident Donald Trump. Laut einer am Dienstag vorgestellten Studie der Bertelsmann-Stiftung, die sich auf die Ifo-Zahlen stützt, führt die Abschottungspolitik im ungünstigsten Fall zu einem Rückgang der US-Wirtschaftsleistung um langfristig 2,3%. Auf Basis der aktuellen Zahlen würde dies bedeuten, dass das Bruttoinlandsprodukt (BIP) um u$s 415 Mrd. sinkt. 2016 lag das US-BIP bei rund u$s 18,6 Bio. Das Ifo-Institut hat im Auftrag der Gütersloher Stiftung verschiedene Szenarien durchgerechnet, um die Folgen für 43 Staaten und den Rest der Welt aufzuzeigen. Demnach würde eine Abschottung in der Handelspolitik auch die US-Exporte sinken lassen. (dpa)
***
Vertreter der chinesischen Großbank ICBC sind in Spanien wegen „kontinuierlicher Geldwäsche“ angeklagt worden. Neben den sieben ICBC-Topbankern, gegen die in Madrid bereits seit 2016 in der Sache ermittelt werde, kämen nun auch Mitarbeiter der europäischen Tochter des Geldhauses mit Sitz in Luxemburg vor Gericht, teilte der Nationale Staatsgerichtshof am Montag in der spanischen Hauptstadt mit. ICBC ist eine der größten Banken der Welt. Auf Anweisung des ICBC-Vorstandes in Luxemburg sei Ende 2010 in Madrid eine Filiale der Bank gegründet worden, um von kriminellen Organisationen wie „Emperador“ (Kaiser) oder „Snake“ (Schlange) illegal erzielte Gewinne „bewusst“ der Geldwäsche zu unterziehen, hieß es. Dabei habe die Bank weder die Herkunft der Gelder überprüft, noch Maßnahmen zur Verhinderung von Geldwäsche oder Finanzierung von Terrorismus getroffen. Die Kunden seien mehrheitlich mutmaßliche chinesische Bandenmitglieder gewesen. Gelder der chinesischen Mafia sollen jahrelang illegal außer Landes geschafft worden sein. Es ist laut Medienberichten von „mindestens E 40 Mio.“ die Rede. Die Justiz ist den mutmaßlich illegalen Geschäften der Bank in Spanien seit Mitte 2015 auf der Spur. Die Ermittler waren damals bei der Zerschlagung eines chinesischen Geldwäscherrings auf ICBC aufmerksam geworden. (dpa)
***
Nachdem das US-Handelsdepartement (USDA) die diesjährige Ernte von Sojabohne mit 120,6 Mio. Tonnen angegeben hat, 1,4 Mio. Tonnen mehr als bei der vorangehenden Schätzung, und die Ernte von Mais auf 360,3 Mio. Tonnen angehoben hat, 0,8 Mio. Tonnen mehr als bisher geschätzt wurde, sind die Preise auf dem Markt von Chicago in beiden Fällen zurückgegangen.
***
Apple will mit einem radikal erneuerten iPhone einen neuen Standard im Smartphone-Geschäft setzen. Beim iPhone X (steht für 10, nicht den Buchstaben X) füllt der Bildschirm den Großteil der Frontseite aus und der Fingerabdruck-Scanner wurde durch Gesichtserkennung abgelöst. Mit einem US-Startpreis von 999 Dollar ist es deutlich teurer als bisherige iPhone-Modelle und kommt erst Anfang November auf den Markt. Im Phone X findet ein Display mit einer Diagonale von 5,8 Zoll - mehr als beim aktuellen Plus-Modell - in einem Gehäuse Platz, dass nur unwesentlich größer ist als das aktuelle „kleine“ iPhone 7. Apple-Chef Tim Cook sagte, das iPhone X solle die Marschrichtung für die Branche für das nächste Jahrzehnt vorgeben. (dpa)
***
Viele Staaten versagen einer Studie zufolge bei der Vorbereitung ihrer Bürger für den Arbeitsmarkt. Deutschland belegt bei der Talentförderung Platz 6 unter 130 untersuchten Ländern, wie aus dem am Mittwoch veröffentlichten „Human Capital Report 2017“ des Weltwirtschaftsforums hervorgeht. Angeführt wird die Liste von Norwegen, Finnland, der Schweiz und den USA. Global gesehen würden nur 62% des „Humankapitals“ voll ausgeschöpft. Gründe seien ineffiziente Vermittlung von Kenntnissen, die Vernachlässigung zukunftsorientierter Fähigkeiten und das Fehlen von Weiterbildungsangeboten für Beschäftigte. Investitionen in die Bildung führten zu selten zu hoch qualifizierten, gut bezahlten Arbeitnehmern. Dies verschärfe die Einkommensungleichheit, hieß es. Laut der Studie haben nur 25 Länder im sogenannten Human Capital Index eine Entwicklungsquote von 70% oder darüber, in den meisten liegt sie zwischen 50% und 70%. 14 Länder blieben noch unterhalb der 50-Prozent-Marke. „Die vierte Industrielle Revolution verändert nicht nur die Arbeitswelt, sie erzeugt auch enormen Bedarf an neuen Fähigkeiten. Damit steht uns eine globale Talentkrise ins Haus“, warnte Klaus Schwab, Gründer des Weltwirtschaftsforums. (dpa)
***
Statistiken
***
Geschäftsnachrichten
Pan American Energy Group
Pan American Energy und Axion haben fusioniert. PAE befasst sich mit Forschung und Förderung von Erdöl und Gas (“upstream”) und Axion betreibt Raffinerien und Tankstellen (“downstream”). PAE gehört zu 60% British Petroleum und zu 40% der lokalen Bridas, die der Familie Bulgheroni und der chinesischen CNOOC je zur Hälfte gehört. Doch Axion, die vor 5 Jahren aus der lokalen Esso (Filiale der US-Firma Standard Oil) hervorgegangen ist, gehört nur der Familie Bulgheroni.
Der neue Konzern will jetzt u$s 1,5 Mio. in die Raffinerie in Campana investieren, um die Kapazität auf 103.000 Barrel Erdöl pro Tag zu erhöhen. 2015 hatte YPF einen Anteil am lokalen Markt von Benzin, Dieselöl u.a. Erdölprodukten von 58%, wobei 16,8% auf Shell und 14,7% auf Axion entfielen. Letzten Januar lagen die Anteile bei 57,4%%, 16,4% und leicht über 15%. Doch bei der Rohölförderung hat PAE einen Anteil von 20%, und bei Gas einen von 12,5%. Der neue Konzern will jetzt seinen Anteil am Endverkauf von Erdölderivaten stark erhöhen, u.a. durch niedrigere Preise. Präsident der Firma wird Alejandro Bulgheroni sein. Sein Bruder Carlos, der mit ihm die Leitung teilte, ist vor einem Jahr gestorben.
ARSAT
Der staatliche Betreiber von Fernverbindungssatelliten hat unter der Macri-Regierung die Einnahmen, die von privaten Kunden stammen, um 123% erhöht, so dass die Bedeutung der staatlichen Kunden relativ abgenommen hat und das Unternehmen kaum noch öffentliche Zuschüsse beansprucht. Für dieses Jahr hat ARSAT schon Verträge für $ 1,22 Mrd. abgeschlossen, 60% mehr als im Jahr 2015. Davon entfallen $ 765 Mio. auf private Kunden, wie Telefónica, Claro, Red Intercable, verschiedene Genossenschaften u.a.
ARSAT-Geschäftsführer Rodrigo De Loredo, wies darauf hin, dass das Unternehmen unter Cristina Kirchner $ 4 Mrd. pro Jahr vom Schatzamt erhielt und Verlustbilanzen hatte, während es jetzt Gewinne mit der gleichen Belegschaft ausweist. ARSAT bietet die Dienste von zwei Satelliten, des Data-Centers und des Netzes optischer Faser im Land.
Andreani
Dieses private Postunternehmen, das sich auf die Verteilung von Paketen spezialisiert, hat in der Vorwoche eine intelligente Verteilungszentrale im Bezirk Tigre eingeweiht, die zunächst 10.000 qm. von einem Gelände von 8 ha einnimmt und eine Kapazität von 4500 Paketen pro Stunde hat. In einer zweiten Etappe ist der Bau eines Gebäudes von 7000 qm vorgesehen, um eine automatische doppelstöckige Klassifizierungsanlage unterzubringen, die eine Kapazität von 24.000 Paketen pro Stunde hat.
In Brasilien ist Andreani seit 12 Jahren anwesend, und spezialisiert sich dort auf die Verwaltung der Lagerbestände der Pharmaindustrie. In Uruguay verhandelt die Firma mit einem lokalen Unternehmen, um auch dort präsent zu sein.
Hilton
Diese US-Hotelkette, die in Argentinien schon drei Hotels betreibt (Hilton Buenos Aires, Hilton Garden Inn in Tucumán, und Anselmo Buenos Aires Curio Collection bei Hilton) schreitet jetzt mit vier neuen Hotelprojekten in Verbindung mit lokalen Partnern voran. Nächstes Jahr soll das Hilton Pilar eröffnet werden, und danach das Hilton Garden Inn in Neuquén, und schließlich das Hampton by Hilton in Bariloche. 2020 soll das Hilton Garden Inn in Santa Fé eingeweiht werden.
Werft Federico Contessi
Diese Werft, mit Sitz in Mar del Plata, hat letzte Woche ein neues Schiff für Fleischerei, benannt “Punta Perdelas” für die Firma Ancofrig geliefert, die zum ersten Mal diese Tätigkeit aufnimmt. Die Aufnahme und Verarbeitung der Fische übernimmt die Firma Estrella Patagónica. Der Direktor der Werft, Domingo Contessi, wies darauf hin, dass eine normale Erneuerung der Fischereikutter, bei der das Durchschnittsalter erhalten wird, zur Vollbeschäftigung sämtlich lokaler Werften führen würde. Er gab auch bekannt, dass seine Werft jetzt ein zweites Fischereischiff, von 26 Metern Länge, für die Firma De Angelis & Longhi, baue, und auch ein weiteres Schiff, mit Gefrieranlage, von 40 Metern Länge für Pesquera Veraz unmittelbar in Angriff nehmen werde.
Techint
Die Ternium Gruppe, die weltweit die Stahlwerke des Techint-Konzerns umfasst, hat den Kauf der brasilianischen Siderúrgica del Atlántico Ltda. von der deutschen ThyssenKrupp, der im Februar 2017 eingeleitet worden war, abgeschlossen. Der Preis beträgt u$s 1,4 Mrd., ohne Schuldenübernahme. Dabei wurde auch ein Vertrag über Lieferung von gewalzten Produkten an die Anlage von ThyssenKrupp in Calvert, Staat Alabama, USA, an Ternium übertragen. Ausserdem hat Techint in der Vorwoche einen Vertrag über eine Faktibilitätsstudie über die Möglichkeit der Lithiumausbeutung im Gebiet Los Andes, Provinz Salta, mit der Firma Eramine Sudamericana, Filiale der französischen Eramet, unterzeichnet. Bisher war Techint nicht beim Bergbau tätig.
TN Platex
Diese Textilfirma, die grösste der Branche, die früher dem Schweizer Konzern La Plata Cereal gehörte und schon vor mehreren Jahrzehnten an die Karagozian-Gruppe verkauft wurde, hat jetzt eine Investition von u$s 10 Mio. angekündigt, die für die Erweiterung der Strumpffabrik (Marke Ciudadela) in Monte Caseros, Provinz Corrientes, bestimmt ist. In dieser Fabrik soll jetzt auch Unterwäsche erzeugt werden. TN Platex, die als Haupttätigkeit eine Baumwollspinnerei betrieb, hatte 2015 die Firma Ciudadela übernommen.
Banco Supervielle
Diese lokale Bank, die von der gleichnamigen Familie kontrolliert und von Patricio Supervielle geleitet wird, hat auf dem US-Finanzmarkt eine Kapitalerhöhung von u$s 421 Mio. untergebracht. Davon sollen u$s 343 Mio. für verschiedene Kreditlinien eingesetzt werden, während u$s 69 Mio. Aktionären ausgezahlt werden, die ihre Kapitalanteile verkauft haben. Das frische Kapital wurde von Investmentfonds gezeichnet. Es wurde nicht geklärt, wie das Problem gelöst wird, dass Dollar aufgenommen wurden, jedoch das Kapital der Bank in Pesos besteht, so dass dann ein Abwertungverlust entsteht. Ebenfalls müssten diese finanzielle Mittel, die in Dollar bestehen, auch in der gleichen Währung ausgeliehen werden, was jedoch nur für Geschäfte zugelassen ist, die mit dem Aussenhandel zusammenhängen. Ohenhin verfügen die lokalen Banken noch über überschüssige lokale Dollardepositen, die sie aus diesem Grund nicht ausleihen können.
Toyota
Durch Beschluss des Unterstaatssekretariates für Industrie erhielt die Firma Toyota die Genehmigung, 163 Automobile des Modells Prius, das sowohl mit einem normalen Benzinmotor, wie mit einem elektrischen, angetrieben wird, mit einem geringen Zollsatz zu importieren, wie es das Dekret 331/17 vorsieht. Das Automobil soll für u$s 38.000 verkauft werden, 40% weniger als vor der Herabstetzung des Zollsatzes. Auch Volkswagen und Renault haben den Import von hybriden Automobilen in Aussicht gestellt.
Wirtschaftsübersicht
Inflation, Wechselkurs, Handelsbilanz und Mercosur
Präsident Mauricio Macri hat dem Ziel der Abnahme der Inflation erste Priorität eingeräumt, und er hat gewiss recht dabei. Mit einer Inflation von etwa 20% im Jahr können Unternehmer und Konsumenten in Argentinien einigermaßen normal wirtschaften, so dass sich die Gemüter beruhigen und auch eine Wachstumsrate von ca. 3% im Jahr möglich ist. Eine höhere Inflation wirkt hingegen störend, und hemmt das Wachstum. Beiläufig sinkt dabei die Zustimmung zu seiner Regierung und er erhält bei Wahlen weniger Stimmen.
Die Inflation, gemessen am Index der Konsumentenpreise, dürfte dieses Jahr mit einer Jahresrate (von Dezember 2016 bis Dezember 2017) von etwas über 20% abschließen, und auch der Jahresdurchschnitt dürfte in dieser Größenordnung über dem Vorjahr liegen. Für 2018 soll dieser auf 15% sinken. In diesem Sinn wurde verfügt, dass die Staatsausgaben, die im Haushaltsprojekt für 2018 vorgesehen sind, abgesehen von den realen Veränderungen, nur um 15% erhöht werden. Das bedeutet, dass die Gehälter der Staatsangestellten auch in dieser Größenordnung erhöht werden, und das setzt faktisch voraus, dass dies auch im privaten Bereich gilt. Doch das erscheint nur möglich, wenn Macri sich gegenüber den Gewerkschaften durchsetzt, was wiederum erfordert, dass er bei den Oktoberwahlen gut abschneidet und seine Stellung politisch festigt. Ferner bedeutet dies, dass auch die monetäre Expansion sich in dieser Größenordnung verhält, was als erstes voraussetzt, dass das Defizit der Staatsfinanzen verringert wird.
Doch ebenfalls geht die Rechnung nur auf, wenn nicht abgewertet wird, wobei eventuell sogar eine weitere geringe reale Aufwertung stattfindet. Der Wechselkurs ist seit dem Abwertungssprung vom Dezember 2015 stark zurückgeblieben, und das hat Folgen. Ein “Gleichgewichtskurs” wäre gewiss höher, und läge mindestens bei $ 20 pro Dollar. Doch die Unternehmerwelt ist sich bewusst, dass dies jetzt nicht in Frage kommt. Ohnehin besteht in Argentinien als Regel ein sogenannter “pass through”, also eine Abwälzung der Abwertung auf die Preise, und zwar nicht nur bei Import- und Exportprodukten. Die argentinische Erfahrung lehrt, dass der Zustand, der vor der Abwertung bestand, in kurzer Zeit als Folge höherer Preise wieder hergestellt wird.
Der Zusammenhang zwischen Wechselkurs und Handelsbilanz lässt sich nicht leugnen. Der Export ist gegenwärtig mengenmäßig etwa gleich wie vor 10 Jahre, während die Importe stark gestiegen sind. In 5 Jahren hat sich der Handelsbilanzüberschuss in ein Defizit umgewandelt, das von Jahr zu Jahr höher wird. In der Zahlungsbilanz wird dies vorläufig mit Auslandskrediten ausgeglichen, wobei sogar eine gestiegene Kapitalflucht verkraftet werden kann, wie es in den zunehmenden ZB-Reserven zum Ausdruck kommt. Doch dieser Zustand kann nicht ewig beibehalten werden. In Argentinien weiß man, dass eine Situation dieser Art schließlich ein böses Ende nimmt, was dann auch dazu führt, dass sich die Unternehmer- und Finanzwelt schon vorher entsprechend verhält und die Entwicklung beschleunigt. Zum echten Phänomen kommt die selbsterfüllende Prophezeiung hinzu.
Die zunehmenden Importe, die mit diesem relativ niedrigen Wechselkurs einhergehen, wirken sich in vielen Fällen negativ auf die interne Produktion aus und gefährden somit das wirtschaftliche Wachstum.
Die Regierung, und auch private Wirtschaftler, sprechen unter diesen Umständen von der Notwendigkeit, die Konkurrenzfähigkeit der Wirtschaft zu erhöhen, durch Abschaffung oder zumindest Milderung der sogenannten “argentinischen Kosten”, also bestimmter Kostenfaktoren, die in Argentinien bestehen und nicht sein sollten, die die Unternehmen nicht beherrschen. Allein, auch wenn es hier einen echten Fortschritt gibt, so kann man keine unmittelbare Wirkung erwarten. Wobei es bei den hohen Arbeitskosten kaum einen Fortschritt gibt, und ein echter Durchbruch in unmittelbarer Zukunft nicht zu erwarten ist. Zudem tritt das Kostenproblem jetzt für viele Unternehmen wegen der Erhöhung der Tarife für Strom und Gas verstärkt auf.
Im Handel mit Brasilien stellt sich das Problem besonders akut, weil als Folge des Mercosur-Vetrags die Zölle abgeschafft wurden. Abgesehen davon hat Brasilien abgewertet, so dass das Wechselkursproblem beim bilateralen Handel verstärkt auftritt. Und schließlich hat Brasilien die tiefe Rezession der Jahre 2015 und 2016, mit einem Rückgang des Bruttoinlandsproduktes von insgesamt 7,3% noch nicht überwunden, so dass brasilianische Unternehmen sich bemühen, eine höhere Kapazitätsauslastung durch Exporte zu erreichen, auch wenn sie dabei eine niedrige Gewinnmarge (oder gar keine) in Kauf nehmen müssen. Hinzu kommt dann noch die brutale Reform der Arbeitsgesetzgebung, die Präsident Michel Temer unlängst durchgesetzt hat, die den Unternehmen erlaubt, die Arbeitskosten zu verringern.
In den ersten 7 Monaten 2017 stiegen die Importe aus Brasilien um 28,8%, und erklären 45% der allgemeinen Importzunahme. Die Exporte nach Brasilien nahmen in dieser Periode nur um 4,4% zu. 2016 erreichte das Defizit im bilateralen Handel u$s 4,65 Mrd., wobei hinzukommt, dass Argentinien vorwiegend Industrieprodukte importiert und außer der Kfz fast nur Rohstoffe (direkt oder verarbeitet) exportiert. Der Spitzenverband der Industrie, die “Unión Industrial Argentina”, hat auf das Problem hingewiesen, jedoch merkwürdigerweise keine echte Lösung vorgeschlagen. Mit einer strengeren Kontrolle der qualitativen Aspekte der Importe, auf die der Verband hinweist, ist das Problem nicht entfernt gelöst.
Beim Handel mit Brasilien muss an erster Stelle darauf bestanden werden, dass die Regel des kompensierten Kfz-Austausches eingehalten wird, die vorsieht, dass für jedes nach Brasilien gelieferte Kfz, 1,5 aus Brasilien importiert werden. In diesem Jahr sind es viel mehr, aus dem einfach Grund, dass die brasilianischen Automobile, Lastwagen und Nutzfahrzeuge um gut 20% billiger als die in Argentinien erzeugten sind. Es ist unbegreiflich, dass dies geduldet wird. Brasilien hat niedrigere Kosten, wegen höherer Stückzahlen, niedriger Arbeitskosten und auch viel billigerem Blech und billigeren Zubehörteilen.
Vor Jahren gab es beim Import von Schuhen und Denim-Stoffen aus Brasilien Kontingente, die mit den brasilianischen Unternehmen vereinbart wurden. Das hat einigermaßen gut funktioniert, und sollte wieder eingeführt werden. Bei einem niedrigen Wechselkurs und strukturellen Kostenproblemen, wie sie Argentinien hat, muss stärker auf einen verwalteten Außenhandel übergegangen werden. In diesem Sinn sollte Argentinien bei der kommenden Konferenz der Welthandelsorganisation, die dieses Mal hier stattfindet, befürworten, dass Importquoten allgemein zugelassen werden. Ohnehin bestehen in den Vereinigten Staaten schon Importquoten für verschiedene Produkte, darunter auch gekühltes Rindfleisch, Käse u.a, die Argentinien betreffen. Das ist zwar in der allgemeinen Regelung der WHO nicht vorgesehen, wird aber geduldet. Auch andere Länder haben Importkontingente und sogenannte nicht zollmäßige Importhemmungen. Frage: Befasst sich jemand im Außenministerium und im Produktionsministerium mit diesem Thema? Nicht dass wir wüssten. Und in der Unión Industrial Argentina? Offensichtlich auch nicht.
Was den Import im Allgemeinen betrifft, so stellen die Importzölle schon eine Hemmung dar, besonders bei Konsumgütern, die mit 35% belastet sind. Doch dieser Zollsatz wird weitgehend durch falsche Angaben der Importwerte umgangen. Die private Kontrolle, die von 1997 bis 2001 für kritische Produkte bestand, die sehr erfolgreich war (obwohl sie vom korrupten Zollamt sabotiert wurde), sollte wieder eingeführt werden. Das könnte sofort geschehen, nachdem man nichts Neues zu erfinden braucht.
Ebenfalls kann die Dumping-Gesetzgebung intensiver angewendet werden, nach dem Vorbild der USA, wo bestimmte Lieferanten (u.a. beim Stahl) wissen, dass sie zu einem bestimmten Preis liefern müssen, weil ihnen sonst eine Dumpingklage droht, die sie zu einem komplizierten und teuren Verfahren zwingt.
All diese Themen müssten jetzt in Angriff genommen werden, bevor es zu einer kritischen Lage kommt, um sie eingehend studieren und rechtzeitig in Kraft setzten zu können. Handelsfreiheit ist eine Sache, und Naivität und Ignorierung des Wechselkursproblems eine andere.
Wirtschaftsübersicht
Der Streit über die Aufteilung der nationalen Steuereinnahmen unter den Provinzen
Die vom Bundesstaat eingenommenen Steuern werden mit den Provinzen geteilt, gemäß einem Schlüssel, der jeweils durch ein Gesetz bestimmt wird. Ursprünglich erhielten die Provinzen 30%, die gemäß der Bevölkerung aufgeteilt wurden. Diese vernünftige Lösung hat viele Jahre gut funktioniert, wobei es gelegentlich noch Sonderhilfen des Nationalstaates für Notfälle in Provinzen gab. Ärmere Provinzen erhielten dabei mehr als ihrem Anteil am Bruttoinlandsprodukt entsprach, und das war vom sozialen Standpunkt in Ordnung. Doch irgendwann in der Nachkriegszeit wurden dann weitere Kriterien für die Aufteilung angewendet, die stark subjektiv waren und somit zu einer politische Diskussion führten, die immer mehr von objektiven wirtschaftlichen Kriterien abwich. In den 90erJahren des vorigen Jahrhunderts wurde verfügt, dass ein Teil der Steuereinnahmen für das Pensionierung System abgezogen wurde, und danach wurden bei neuen Steuern,wie der Schecksteuer, unterschiedliche Schlüssel bestimmt. Und dann wurde auch unter der letzten Amtszeit von Cristina K. verfügt, dass ein Teil der Einnahmen aus dem Exportzoll auf Sojabohne direkt an die Provinzen geht, in denen Soja erzeugt wird.
Ebenfalls muss berücksichtigt werden, dass die Provinzen, in denen Erdöl und Gas gefördert wird, und/oder Bergbau betrieben wird, der in den 90er Jahren einen großen Aufschwung erlebte, hohe Beträge für Gebühren kassieren, so dass ihre Einstufung bei der Verteilung geändert werden müsste. Die Provinz Catamarca, z.B., deckt jetzt etwa die Hälfte ihrer Ausgaben mit Bergbaugebühren, und die Erdölprovinzen tun es mit den Gebühren auf Erdöl und Gas. Die Aufteilung ist gesamthaft recht chaotisch geworden. Man müsste eigentlich jetzt von vorne anfangen.
Im Jahr 1987 wurde das Thema im Kongress behandelt, und die damals bestehende Aufteilung wurde geändert: wie zu erwarten war, wurde der Anteil des Bundesstaates und auch der Provinz Buenos Aires verringert, und der von anderen Provinzen, besonders der ganz armen wie La Rioja, erhöht. Die schon bestehenden finanziellen Schwierigkeiten der Regierung stiegen daraufhin noch mehr, das Defizit nahm gefährlich zu, und der Weg war frei für die Hyperinflation, die im Februar und März 1989 offen auftrat, und zum vorzeitigen Rücktritt von Präsident Alfonsín führte. Dieser, und auch sein damaliger Wirtschaftsminister Juan Sourrouille und sein Schatzsekretär Mario Brodersohn, hatten sich den Fall offensichtlich nicht überlegt, dessen Ausgang bei einem Parlament, das damals von den kleinen Provinzen beherrscht war, die peronistisch regiert waren und in Opposition zur Regierung standen, vorauszusehen war. Alfonsín hatte hier als Politiker versagt, und dabei Carlos Saul Menem, damals Gouverneur von La Rioja, eine wesentliche Erleichterung der Provinzfinanzen verschafft, und damit seinen Weg zur Präsidentschaft geebnet.
Bei dieser Umverteilung wurde auch der Anteil der Provinz Buenos Aires, die damals von einem Gouverneur der radikalen Regierungspartei (Armendariz) regiert wurde, stark verringert, und die Provinzregierung wurde dabei politisch geschwächt, was dem Peronismus dann bei den Wahlen zugute kam. Gewiss war diese Schädigung der Provinz Buenos Aires von Alfonsín nicht beabsichtigt. Doch er musste wissen, dass es so kommen würde, und er hätte verhindern können, dass das Thema im Parlament behandelt wurde.
Als 1991 der Vizepräsident von Menem, Eduardo Duhalde, als Kandidat für das Amt des Gouverneurs der Provinz Buenos Aires aufgestellt wurde, war er sich des Problems der Provinzfinanzen vom ersten Augenblick an voll bewusst. Er erreichte, dass das Parlament, in dem die Regierungspartei in beiden Kammern die Mehrheit hatte, die Schaffung eines Sonderfonds von $ 650 Mio. pro Jahr für die Provinz einführte, der vom Betrag abgezogen wurde, der unter den Provinzen verteilt wurde. Dadurch wurde die Verringerung des prozentualen Anteils, die 1987 verfügt worden war, zum großen Teil wieder ausgeglichen. Der Fonds wurde als Sonderhilfe für die armen Vororte der Stadt Buenos Aires begründet, in denen sich eine Unmenge von Menschen niedergelassen hatten, die aus armen Provinzen stammten, die der Provinzregierung eine hohe finanzielle Last wegen der notwendigen Infrastruktur aufbürdeten.
Der Fonds war jedoch nominell und ohne Indexierung festgesetzt worden, und verblieb auch nach der Aufgabe der Konvertibilität bei $ 650 Mio., obwohl es heute, bei Berücksichtigung der Abwertung (von $1 auf $ 17,50 pro Dollar), über $ 11 Mrd. sein müssten, und eigentlich noch mehr, wenn man den Wertverlust des Dollars in diesen 16 Jahren berücksichtigt.
Die Gouverneurin der Provinz Buenos Aires, María Eugenia Vidal, hat den Fall jetzt aufgenommen und Klage vor dem Obersten Gerichtshof eingereicht. Wenn man sich an die traditionelle Doktrin hält, hat sie kein Anrecht auf eine Erhöhung des Betrages, umso mehr als das Konvertibilitätsgesetz Indexierungen ausdrücklich verbietet, und in diesem Punkt immer noch in Kraft ist. Doch sinngemäß sollte der Betrag erhöht werden, umso mehr als inzwischen noch viel mehr Menschen aus armen Provinzen und auch aus Bolivien, Paraguay u.a Ländern Lateinamerikas sich in der Umgebung der Bundeshauptstadt niedergelassen haben. Die Gouverneurin spricht jetzt von $ 50 Mrd., wobei sie offensichtlich versucht, dass die Zahlung der Differenz rückwirkend ab 2002 erfolgt. Das erlaubt ihr dann, einen geringeren Betrag als Kompromisslösung hinzustellen, was leichter über die Bühne geht.
Die anderen Gouverneure haben Lunte gerochen, und sich zur Wehr gesetzt. Die meisten, die aus dem Peronismus stammen und zur Koalition Front für den Sieg oder anderen Benennungen gehören, haben offen gegen den Anspruch von Gouverneurin Vidal Stellung genommen, und dabei auch ein anderes Argument vorgebracht, nämlich, dass die Provinz Buenos Aires, und besonders die Gegend um die Bundeshauptstadt, durch Subventionen begünstigt wird. In der Tat erhalten die Bewohner dieser Gegend eine hohe Subvention für den Strom, das Gas und das Wasser, das sie verbrauchen, und auch für den öffentlichen Transport per Eisenbahn oder Omnibus. Nur die Bundeshauptstadt erhält auch diese Subventionen, während sie in den anderen Provinzen unbedeutend sind.
Der Oberste Gerichtshof ist jetzt bei seiner Entscheidung faktisch gehemmt, so dass man erwarten kann, dass er sie auf die lange Bank schiebt. Und die Regierung weiß auch nicht, was sie tun soll, umso mehr als María Eugenia Vidal für die Regierung eine politische Sonderstellung einnimmt und bei den Wahlen (denen vom Oktober und denen von 2019) entscheidend ist.
Bei der Verfassungsreform von 1994 wurde bestimmt, dass binnen zwei Jahren ein neuer Verteilungsschlüssel der nationalen Steuereinnahmen festgesetzt werden müsste. Das wurde nie erfüllt, wobei sich die sukzessiven Regierungen und Senatoren bewusst waren, dass es unmöglich war, eine Einigung im Parlament, besonders im Senat, zu erhalten. Eine Senatskommission machte sich schon 1995 an die Arbeit, gab aber dann auf, nachdem ihr auch die anerkannten Ökonomen des Landes keine politisch mögliche Lösung bieten konnten. Und jetzt, bei einer Regierung ohne parlamentarische Mehrheiten, ist der Fall noch schwieriger.
Die einzige Möglichkeit besteht darin, ein Wirtschaftsinstitut wie FIEL und/oder die “Fundación Mediterránea” (aus der seinerzeit Wirtschaftsminister Cavallo und seine Mitarbeiter hervorgegangen sind) zusammen mit hohen Regierungsbeamten zu beauftragen, eine Studie auszuarbeiten, die dann als Grundlage für die Diskussion genommen wird. Als zweites ist zu empfehlen, dass zunächst in einem Gesetz der Anteil des Bundesstaates festgesetzt wird, und die Diskussion über die Verteilung des Restbetrages unter den Provinzen davon ausgeht, dass dem Nationalstaat nichts genommen werden kann. Denn er hat ohenhin schon ein untragbar hohes Defizit. Nur eine sehr tiefgreifende objektive Analyse kann dem Druck der Gouverneure widerstehen.